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Bundesgesetz, mit dem mit dem ein Erneuerbaren- 
Ausbau-Beschleunigungsgesetz erlassen sowie das Erneuerba-
ren-Ausbau-Gesetz geändert wird; 

Regierungsvorlage; 
Stellungnahme 

 

 
Vorher zur Einsicht: 
Herrn Landesamtsdirektor 

 

Gegen die mit Schreiben des Bundeskanzleramtes vom 27. März 2026, GZ: 2026-0.268.640, über-

mittelte, im Betreff genannte Regierungsvorlage bestehen gewichtige Bedenken. Es wird daher er-

sucht, die nachstehende Stellungnahme den Klubs der im Parlament vertretenen Parteien zur Verfü-

gung zu stellen. 

 

1. Grundsätzliches 

 

Das Land Wien erkennt die Notwendigkeit für rasches Handeln im Bereich der Energiewende und 

sieht die damit verbundene notwendige Dekarbonisierung und die Umstellung der Energieerzeu-

gung auf „saubere Energie“ als Kernelement für Klimaschutz und Klimawandelanpassung. Gerade 

die beschleunigte und (kosten)effiziente Durchführung von Genehmigungsverfahren für Anlagen 

zur Erzeugung erneuerbarer Energie dient unzweifelhaft diesem Ziel. In diesem Sinne ist ein Zusam-

menwirken von Bund und Ländern unabdingbar. Das Land Wien befürwortet entschieden dieses Ziel 

und somit ein koordiniertes Vorgehen zur Schaffung eines geeigneten Rechtsrahmens. Zu der nun-

mehr vorliegenden Regierungsvorlage werden in diesem Sinne zu einigen zentralen Problemfeldern 

Anmerkungen in unionsrechtlicher und verfassungsrechtlicher Hinsicht gemacht und es wird auf 

wesentliche Interessen des Landes Wien hingewiesen. Diesbezüglich darf zunächst auf die im Rah-

men des Begutachtungsverfahrens zum Ministerialentwurf vom 9. September 2025, 43/ME XXVIII. 

GP, am 21. Oktober 2025 zu GZ MDR-1200641-2025-8 ergangene Stellungnahme verwiesen wer-

den. Die konkreten Bedenken gegen die aktuelle Regierungsvorlage werden nachfolgend erläutert. 

 

2. Wesentliche unionsrechtliche Anmerkungen 

 

Wie schon der Ministerialentwurf vom 9. September 2025 geht auch die Regierungsvorlage über die 

zwingend notwendige Umsetzung unionsrechtlicher Bestimmungen hinaus. Dies betrifft insbeson-
dere die beiden Regelungskomplexe rund um konzentrierte Genehmigungsverfahren von Energie-
anlagen (ehemals „Vorhaben der Energiewende“) und die Trassenfreihalteverordnungen (formuliert 

als „Kann-Bestimmung“ in Art. 15e Erneuerbaren-Energie-Richtlinie (EU) 2018/2001 idF RL (EU) 
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2023/2413 (im Folgenden kurz „RED III“)). Das Erneuerbaren-Ausbau-Beschleunigungsgesetz  

(EABG) stellt also eine Besserumsetzung der RED III unter teilweiser Ausnutzung von freiwilligen Op-
tionen dar. 

 

Die Besserumsetzung im Bereich der Verfahrenskonzentration über die Mindestvorschriften der 

RED III hinaus muss aber in Einklang mit dem Unionsrecht stehen und unterliegt der doppelten Bin-

dung des Gesetzgebers. Sie ist also insbesondere an den Vorgaben der Verhältnismäßigkeit und 

Sachlichkeit zu prüfen. 

 

Zusammenfassend sind Maßnahmen, die über die Umsetzung von Mindestvorschriften hinausge-

hen, gesondert unionsrechtlich zu notifizieren und entsprechend nachvollziehbar zu kommunizieren. 

 

3. Wesentliche verfassungsrechtliche Anmerkungen 

 

3.1 Bundesstaatliche Rücksichtnahmepflicht 

 

Wie in Punkt 2 dargestellt, handelt es sich bei einigen Bestimmungen der Regierungsvorlage um 

Übererfüllungen. Dies ist grundsätzlich aus Perspektive des Unionsrechts möglich. Die Folgen der 

Übererfüllung und die Ausnutzung von weitergehenden Optionen durch den Bund sollten idealer-

weise jedoch auch vom Bund getragen werden. 

 

Wie der Verfassungsgerichtshof in der Entscheidung zum „Semmering-Basistunnel“ zudem festge-

halten hat, verbietet die bundesstaatliche Rücksichtnahmepflicht „dem Gesetzgeber der einen Ge-

bietskörperschaft, die vom Gesetzgeber der anderen Gebietskörperschaft wahrgenommenen Inte-

ressen zu negieren und dessen gesetzliche Regelungen damit zu unterlaufen“ (VfSlg. 15.552/1999). 

Konkret müssen die genauen Umsetzungsmaßnahmen zwischen Bund und Ländern abgestimmt und 

insbesondere präzise abgegrenzt werden, um mehrfache oder widersprüchliche Bestimmungen zu 

vermeiden. Eine solche Abstimmung ist nicht erfolgt. Es hätte daher bei der seitens des Bundes ge-

wählten Vorgehensweise der Text der Regierungsvorlage an bereits erfolgte landesrechtliche Um-

setzungen der RED III angepasst werden müssen. Daher braucht es jedenfalls ausreichende Über-

gangsbestimmungen, damit eine allenfalls notwendige Rechtsbereinigung seitens der Länder ge-

prüft und durchgeführt werden kann (siehe unten Punkte 4.5 und 4.6). Alternativ sollte der Bundes-

gesetzgeber prüfen, ob beispielsweise mittels Verfassungsbestimmungen entgegenstehende lan-

desrechtliche Bestimmungen aufgehoben werden, um eine einheitliche und konfliktfreie Umsetzung 

der RED III zu ermöglichen. 

 

In Wien betrifft dies insbesondere die mit LGBl. Nr. 45/2025 erfolgte Umsetzung wesentlicher Be-

stimmungen der RED III (siehe: LGBl. für Wien Nr. 45/2025). 

 

Im Übrigen wird auf den Beschluss der Landeshauptleutekonferenz zur „Reformpartnerschaft Öster-

reich“, der am 6. Juni 2025 gefasst wurde, hingewiesen, insbesondere zu den Punkten 2. „Verfas-

sungs- und Verwaltungsbereinigung“ und 3. „Energie“. Der nach wie vor umfassende Gebrauch von 

Kompetenzdeckungsklauseln (vgl. § 1) unterstreicht den Reformbedarf. 

  

https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/WI/2025/45/20251021?Ab-frage=LgblAuth&Lgblnummer=45%2f2025&Bundesland=Wien&BundeslandDefault=Wien&Fas-sungVom=&SkipToDocumentPage=True&ResultFunctionToken=51899c97-5690-4972-9c10-6823ec3ad460)
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3.2 Bedenkliche Bestimmungen 

 

Zu § 6 Abs. 8: 

Diese Bestimmung ist – in Anbetracht zahlreicher Ausnahmen, Gegenausnahmen und Verweisun-

gen - schlicht nicht zu verstehen. Gerade diese Bestimmung dürfte von entscheidender Bedeutung 

sein, wenn es um die Frage geht, inwieweit auch gemischte Betriebsanlagen (z. B. Kfz-Werkstatt mit 

Wärmepumpe) vom EABG betroffen sind. Eine derart unklare Bestimmung steht daher voraussicht-

lich in Widerspruch zum Bestimmtheitsgebot des Art. 18 B-VG. 

 

Zu § 15 Abs. 2: 

Gemäß dieser Bestimmung haben im Feststellungsverfahren nur Projektwerber*innen Parteistellung. 

Sofern die Behörde feststellt, dass die Energieanlage keine wesentlichen Auswirkungen hat, sind 

Nachbar*innen berechtigt, Beschwerde an das Verwaltungsgericht zu erheben. Eine solche Rege-

lung widerspricht einem der grundlegendsten Grundsätze des Verfahrensrechtes, wonach lediglich 

Parteien des Verfahrens ein Beschwerderecht zukommt. Zudem ist unklar, wie Nachbar*innen als 

Nichtpartei überhaupt Kenntnis vom Feststellungsbescheid erlangen. Diese Regelung wirft Beden-

ken im Hinblick auf das Sachlichkeitsgebot auf. 

 

Zu § 34: 

Diese Bestimmung sieht nach wie vor lediglich vor, dass aufgetragene Vorschreibungen aufzuheben 

oder abzuändern sind, wenn diese für die Wahrnehmung der zu berücksichtigenden Interessen nicht 

erforderlich sind. Nicht geregelt ist jedoch weiterhin die Problematik, dass sich nach Erteilung der 

Genehmigung das Erfordernis zusätzlicher Vorschreibungen ergeben kann, wenn - aus welchem 

Grund auch immer - Interessen nicht ausreichend berücksichtigt wurden. Dies kann etwa zu einer 

Perpetuierung unzumutbarer Belästigungen, denen nicht mehr adäquat entgegengewirkt werden 

kann, führen. In den Materiengesetzen (insbesondere der GewO 1994) sind solche Regelungen zur 

Vorschreibung zusätzlicher Maßnahmen bzw. Auflagen vorhanden. 

 

Zu § 56: 

Diese Strafbestimmung lautet auszugsweise: „sofern die Energieanlage nach § 13 Abs. 1 bis 3 oder 

§ 14 Abs. 2 genehmigungs- oder anzeigepflichtig ist“. Die Bestimmung nennt weder einen konkreten 

vorwerfbaren Tatbestand noch trifft sie irgendwelche Ausführungen über die zu verhängende Stra-

fe. Bei rein sprachlicher Auslegung liegt Strafbarkeit nur dann vor, wenn mitanzuwendende Verwal-

tungsvorschriften verletzt werden. Dies erscheint im Hinblick darauf, dass die vorliegende Regie-

rungsvorlage ein eigenständiges Genehmigungsregime beinhaltet, nicht nachvollziehbar. Die Be-

stimmung braucht dringend eine umfassende Überarbeitung, um dem besonderes strengen Be-

stimmtheitsgebot des Art. 18 B-VG in Strafsachen zu genügen. 

 

4. Wesentliche Interessen Wiens 

 

4.1 Mehrkosten durch Verfahrenskonzentration 

 

Der Magistrat der Stadt Wien ist ein Gesamtkörper (Gemeinde- und Landesbehörde) und die Vortei-

le der in der Regierungsvorlage geplanten Verfahrenskonzentration sind konkret vor dem Hinter-

grund dieser Doppelfunktion des Magistrats zu prüfen. Durch die unionsrechtliche Übererfüllung, 

insbesondere durch die Verfahrenskonzentration, entsteht ein finanzieller Mehraufwand, da Ge-

nehmigungsverfahren für Erneuerbare-Energie-Anlagen bereits beim Magistrat gebündelt sind; zu 
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den Kosten wird auf die im Begutachtungsverfahren abgegebene Stellungnahme vom 21. Oktober 

2025 hingewiesen. 

 

4.2 Verteilung der Erzeugungsbeitragswerte 

 

Zu Anhang 3: 

Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb die technologiespezifischen Sockelwerte in den Spalten  3 bis 5 

des Anhangs 3 zwischen den Bundesländern zu unterschiedlichen Gesamtanteilen der bundeslän-

derspezifischen Beitragswerte führen (Anteile von ca. 50 % für Oberösterreich bis 95 % für Tirol). 

Dieser Umstand sollte klar begründet werden. 

 

Das geplante Aberkennen der Technologiefördermittel bei Nichterfüllung der Erzeugerbeiträge 

würde dazu führen, dass der eigene Handlungsspielraum des betroffenen Bundeslandes weiter ein-

geschränkt wird und somit die Erreichung der Erzeugerbeiträge verlangsamt werden könnte. 

 

4.3 Tiefengeothermie 

 

Zum neuen Anhang 6 – Erschlossene Wärmeerzeugungspotentiale aus geothermischen Anlagen: Für 

die Dekarbonisierung der Fernwärmesysteme in Wien ist Wärme aus geothermischen Anlagen einer 

der wesentlichen Bausteine. Dies wird beispielsweise durch die derzeit in Umsetzung befindliche 

geothermische Anlage mit rund 20 MW (entspricht etwa 0,15 TWh) im südöstlichen Bereich der See-

stadt Aspern unterstrichen. Die Erzeugerbeiträge des Anhangs 6 sind jedoch – aufgrund des ange-

nommenen Zeithorizonts bis 2030 für Wien sowie der unklaren Definition der Spaltenbezeichnung 

„Zusätzlich erschlossenes Wärmeerzeugungspotential aus geothermischer Energie jährlich in TWh“ – 

in vollständiger Umsetzung nicht realisierbar. Es muss klar hervorgehen, dass damit ebenfalls ge-

othermische Anlagen umfasst sind, die in Genehmigung bzw. Vorbereitung der Umsetzung sind. 

Zudem wird darauf hingewiesen, dass der Begriff der geothermischen Anlage eindeutig definiert 

werden sollte. 

 

4.4 Naturschutzbelange weiterhin stark eingeschränkt 

 

In Bezug auf Naturschutzbelange sind folgende Anmerkungen wesentlich: 

 

1. In Beschleunigungsgebieten, die außerhalb von schutzwürdigen Gebieten der Kategorien A 

bis C des Anhangs 5 liegen, fehlt weiterhin eine verbindliche Prüfung auf erhebliche, unvor-

hergesehene nachteilige Umweltwirkungen. Das ist insbesondere für den Artenschutz ge-

mäß den EU-Naturschutzvorschriften kritisch zu sehen. 

2. Die Regelung, wonach Vorhaben der Energiewende pauschal ein „überragendes“ öffentli-

ches Interesse zukommt, ist im Entwurf - entgegen der Richtlinie - als unwiderlegbar vorge-

sehen und damit zu weitreichend. 

3. Die Möglichkeit, nach Leistung einer Ausgleichszahlung erhebliche unvorhergesehene nach-

teilige Umweltauswirkungen setzen zu dürfen, ist kritisch zu sehen, da dies EU‑Naturschutz-

vorgaben widersprechen kann. 

4. Die generellen Genehmigungsfreistellungen (z. B. Agri‑Solar und Freiflächen‑PV bis 

5.000 m²) sind kritisch zu sehen, weil sie den Vorgaben der RED III und den 

EU‑Naturschutzrichtlinien widersprechen können. 
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5. Im vereinfachten Verfahren fehlt die Parteistellung der betroffenen Öffentlichkeit. Die Aar-

hus-Konvention verlangt eine Beteiligung von Mitgliedern der betroffenen Öffentlichkeit, zu 

der jedenfalls Umweltorganisationen zählen. 

 

4.5 Frist zur Ausführungsgesetzgebung zu kurz bemessen 

 

Die Verlängerung der Frist von sechs auf neun Monate ist positiv zu bewerten. In diesem Fall sollte 

jedoch eine Frist von zwölf Monaten gewählt werden. Da mehrere Gesetzesvorhaben parallel laufen 

und in den letzten Jahren im Energiebereich auf Bundesebene ein beträchtlicher Rückstau verur-

sacht wurde, haben die Länder nunmehr parallel eine größere Anzahl komplexer Gesetzesvorhaben 

gleichzeitig zu bedienen. Daher wird darauf hingewiesen, dass die Fristen grundsätzlich immer dem 

Einzelfall anzupassen sind. Zu geringe Fristen werden den Realitäten und der Belastung der Appara-

te der Länder nicht mehr gerecht. Zudem ist in diesem Zusammenhang auf das Zusammenspiel mit 

dem kürzlich erlassenen Elektrizitätswirtschaftsgesetz (ElWG), BGBl. I Nr. 91/2025, und dessen Fris-

ten zur Ausführung durch die Länder hinzuweisen, welches nicht abschließend in seinen Auswirkun-

gen beurteilbar ist. 

 

Jedenfalls ist die Zahl der Vertragsverletzungsverfahren im Bundesbereich zu reduzieren und sind 

jegliche nachteiligen Folgen für die Länder zu vermeiden. Folgen von Versäumnissen des Bundes bei 

der Umsetzung von EU-Richtlinien, die in seinem Zuständigkeitsbereich liegen, sind auch vom Bund 

zu tragen. 

 

Nachdrücklich und wiederholt wird eine bessere Abstimmung zwischen Bund und Ländern gerade 

bei der Umsetzung von EU-Richtlinien gefordert. Vor allem mit der Lösung von kompetenzrechtli-

chen Fragestellungen sollte frühzeitig und nicht erst nach Ablauf der Umsetzungsfrist begonnen 

werden. 

 

4.6 Übergangsbestimmungen zu kurz bemessen 

 

Abschließend wird festgehalten, dass die Übergangsbestimmung des § 61 Abs. 1 EABG angesichts 

der Komplexität der Materie jedenfalls zu knapp bemessen ist. Die Anwendbarkeit der neuen Be-

stimmungen mit 1. Jänner 2027 hängt davon ab, wann das Gesetz beschlossen wird. Das Handeln 

der Verwaltung hat auf Basis von beschlossenen Gesetzen zu basieren. Ein Handeln der Verwaltung 

vor Beschluss von Gesetzen widerspricht dem Legalitätsprinzip (Art. 18 B-VG). 

 

 

Für den Landesamtsdirektor 

 

(elektronisch gefertigt) 

 

Mag.a Patricia Sylvia Bukovacz, LL.M. 

Obersenatsrätin 
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Ergeht an: 

1. Präsidium des Nationalrates 

2. Bundeskanzleramt 

3. Bundesministerium für Wirtschaft, 

Energie und Tourismus 

(zu GZ: 2025-0.634.428) 

4. alle Ämter der Landesregierungen 

5. Verbindungsstelle der Bundesländer 

6. MA 64 

mit dem Ersuchen um Weiterleitung 

an die einbezogenen Dienststellen 

(zu GZ: MA64-1215515-2025) 

7. MA 53 

zur Veröffentlichung auf der  

Stadt Wien-Website 

 

##signaturplatzhalter## 
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